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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Zu I. (Dringlichkeit) 
Wie in vielen Städten in der Bundesrepublik Deutschland liegt auch in Leverkusen – gegen-
über dem bereits vor 30 Jahren bestehenden Bedarf – ein erneut gesteigerter Bedarf an 
Wohnungen und Kita-Plätzen vor. Der aktuell rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 126/II 
„Sandstraße“ setzt Flächen für eine ebenerdige 3-gruppige Kita sowie Wohnungsbau bis ma-
ximal 3 Vollgeschosse fest. Aufgrund der aktuellen Flächenbedarfe für eine Kita wäre diese 
nur als 2-gruppige Kita realisierbar. Der heutige Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz macht 
es jedoch notwendig, hier eine maximal 5-gruppige Kita zu realisieren. Wegen des aktuell 
sehr angespannten Wohnungsmarkts ist es ebenso notwendig, an dieser Stelle mehr Woh-
nungen zu realisieren, als der Bebauungsplan Nr. 126/II „Sandstraße“ dies bisher zulässt. 

Neben dem anhaltenden Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der 
Haushalte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zweiper-
sonenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbelegung wird 
sich auch in Zukunft fortsetzen. Auch die Einkommenssituation von Haushalten auf der einen 
Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder Miete) auf der anderen 
Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkonsums und der Nachfrage nach 
größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich beeinflussen. Der Bevölkerungsanstieg 
und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nachfrage nach Wohnraum am aktuell 
angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an Wohnbauflächenentwicklung und füh-
ren damit zu einem zusätzlichen Baulandbedarf. 

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum zu ver-
sorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. über eine zumindest in Teilen 
höhere Dichte der Bebauung und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die 
derzeit vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem Hin-
tergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden, um der wachsenden Wohnbevölke-
rung gerecht zu werden und den Wohnungsbedarf zu decken. Weiterhin ist zur Deckung des 
Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohnbaupotenzialflächen notwendig. Durch ein 
entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der 
Stadt zu halten. Gleichfalls bemüht sich die Stadt, den ununterbrochen steigenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und vor allem im preisreduzierten Mietwohnungsbau zu decken. 
Detaillierte Informationen über den angespannten Wohnungsmarkt Leverkusen finden sich 
im Wohnungsmarktbericht 2025 

Aufgrund der bisher mangelnden Grundstücksverfügbarkeit, ist bisher keine Realisierung er-
folgt. Im Jahr 2013 wurde für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 126/II „Sand-

straße“ ein förmliches Umlegungsverfahren eingeleitet, dessen Abgrenzung im Jahr 2015 auf 
die Flurstücksteile begrenzt wurde, die innerhalb des Geltungsbereichs des vorgenannten 
Bebauungsplans liegen. Das Umlegungsverfahren war außerordentlich langwierig, da sei-
tens mehrerer Grundstückseigentümer wenig bis gar keine Kooperation vorhanden war. Im 
Jahr 2019 ist es zum Teilumlegungsbeschluss gekommen, so dass für den Großteil der bis-
her unbebauten Flächen Grundstücke gebildet werden konnten und nun verfügbar sind. Die 
Stadt Leverkusen ist entsprechend in die Planung der notwendigen Erschließungsstraßen 
eingestiegen.  
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Nun besteht das konkrete Interesse eines Investors, welcher über die erforderlichen Grund-
stücke verfügt, sowie der Stadt Leverkusen zur Realisierung eines Teilbereichs des Wohnge-
bietes Sandstraße. Durch die Nachverdichtung einer bisher unbebauten, aber bereits über 
Planungsrecht verfügenden Fläche entspricht der vorliegende Bebauungsplan Nr. 279/II dem 
bundesweiten und im BauGB definierten Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ zur 

Reduzierung des Landschaftsverbrauchs im Außenbereich und kann als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Durch 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum und zusätzlichen Kita-Betreuungsplätzen ent-
steht eine angemessene Nachverdichtung, die den Bedarfen der Stadt Leverkusen Rech-
nung trägt. Durch die zentrale Lage im geplanten Wohngebiet „Sandstraße“ und die gute An-
bindung an den ÖPNV ist das Grundstück für die vorgesehene Bebauung ideal geeignet. Vor 
diesem Hintergrund konnte auf eine Untersuchung von Alternativstandorten verzichtet wer-
den. 

Aus den vorgenannten Gründen wurde der Bebauungsplan Nr. 279/II aufgestellt.   

Das Beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ergibt sich aus der oben beschriebenen 
Gesetzeslage als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Allein aus der Bezeichnung „be-

schleunigtes Verfahren“ ist noch keine besondere Dringlichkeit des Vorhabens ableitbar. 
Diese ergibt sich aus dem oben beschriebenen Mehrbedarf an Wohnraum und Kita-Betreu-
ungsplätzen. 

Zu II. (Größe der Kita) 
Die Realisierung der Kita liegt sehr wohl im öffentlichen Interesse, da sie zur Bedarfsde-
ckung im Leverkusener Stadtgebiet beiträgt. Aus den, bereits oben beschriebenen, gestiege-
nen Flächenbedarfen pro Kind gegenüber den 1980er Jahren sowie dem Rechtsanspruch 
auf einen Kita-Betreuungsplatz für unter 3-jährige ergeben sich wesentlich höhere Bedarfe. 
Der Rechtsanspruch bezieht sich auf das gesamte Stadtgebiet, die Verwaltung bemüht sich 
jedoch um eine wohnortnahe Unterbringung, was häufig an einer mangelnden Flächenver-
fügbarkeit scheitert. Hierzu befinden sich derzeit mehrere Bebauungsplanverfahren im Stadt-
gebiet. Da erst ab einer Größe von vier Gruppen von einem angemessen wirtschaftlichen 
Betrieb ausgegangen werden kann, realisiert die Stadt Leverkusen Kitas zudem erst ab einer 
Größe von vier Gruppen.  

Aufgrund des oben beschriebenen hohen Bedarfs wurde die im Rahmen des Aufstellungsbe-
schlusses beabsichtigte viergruppige Kita inzwischen in eine fünfgruppige Kita geändert. Die 
erforderlichen Außenflächen und Stellplätze können nachgewiesen werden. Zudem wurde im 
Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung festgestellt, dass durch den Bring- und Hol-
verkehr keine negativen Auswirkungen auf die im gegenüberliegenden Plangebiet des Be-
bauungsplanes Nr. 126/II „Sandstraße“ mögliche Bebauung entstehen. Dies gilt auch für die 

bereits in der Nachbarschaft vorhandene Bebauung.  

Grundsätzlich sind Kindertagesstätten, unabhängig von ihrer Größe, im Allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) zulässig.  

Zu III. (Nutzungskonflikte, Ziel- und Quellverkehr Kita) 
Aus dem ersten Absatz ist nicht ersichtlich, welche Nutzungskonflikte zwischen Kita und 
Wohnen hier gemeint sind. Bei der Kombination von Wohnen und Kita im selben Gebäude 
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handelt es sich um ein vielfach praktiziertes Vorgehen. Sollte hier der sogenannte „Kinder-

lärm“ angesprochen sein, so wird dieser nach der gängigen Rechtsprechung nicht als Lärm 
beurteilt, durch den eine Beeinträchtigung gesunder Wohnverhältnisse ausgelöst wird (siehe 
hierzu nur Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 27.06.2024 – 2 BV 22.501; 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Beschluss vom 27.11.2013 – 8 S 1813/13; 
BVerwG, Beschluss vom 05.06.2013 – 7 B 1.13 ). Zudem folgt aus § 22 Abs. 1a BImSchG, 
dass Geräuscheinwirkungen, die unter anderem von Kindertageseinrichtungen durch Kinder 
hervorgerufen werden, im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung darstellen. Eine äu-
ßerste Grenze für die Zumutbarkeit ist ein gesundheitsschädliches Lärmniveau; von einer 
derart hohen Belastung kann im vorliegenden Fall aber nicht ausgegangen werden. 

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II waren Flächen für eine 3-
gruppige ebenerdige Kita vorgesehen. Bei einer in den 1980er Jahren üblichen Gruppen-
größe von rund 25 Kindern ergeben sich daraus 75 Betreuungsplätze. Nach derzeit gültiger 
Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen ergibt sich daraus ein Gesamtbedarf von 6,3 Stell-
plätzen (1 Stellplatz je 12 Kinder), also 7 ganzen Stellplätzen. 

Bei heutiger Annahme und Planung von 5 Gruppen à 20 Kinder ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 100 Kindern. Daraus ergibt sich ein Stellplatzbedarf von 8,3 Stellplätzen, also 9 ganzen 
Stellplätzen.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II war innerhalb des Plange-
biets des Bebauungsplans Nr. 279/II eine BGF [R] oberirdisch Wohnen von rund 3.114 m² 
möglich. Abzüglich geschätzten 10 % für Verkehrsflächen (VF) ergibt sich daraus ein Wert 
von 2.803 m². Bei der Vorgabe von 1,2 Stellplätzen je 100 m² BGF (ohne VF) ergibt sich ein 
Bedarf von 33,6 Stellplätzen. Aufgrund der guten ÖPNV-Anbindung ist ein Abzug von 20 % 
möglich. Es ergibt sich also ein Bedarf von 26,9 Stellplätzen oder 27 ganzen Stellplätzen. 

Bei voller Ausschöpfung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bau-
weise und den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine rechnerische Geschossflächen-
zahl (GFZ) von rund 1,7 möglich. Dies entspricht einer BGF [R] oberirdisch von insgesamt 
rund 6.100 m². Zieht man hiervon die Kita im Erdgeschoss mit einer BGF von maximal 1.200 
m² ab, verbleiben für das Wohnen 4.900 m² bzw. ca. 4.410 m² (ohne VF). Es ergibt sich ein 
Bedarf von 52,9 Stellplätzen. Nach Abzug des ÖPNV-Bonus von 20 % verbleiben 42,3 Stell-
plätze bzw. 43 ganze Stellplätze.   

Für Kita und Wohnen erhöht sich der Stellplatzbedarf also von insgesamt 34 Stellplätzen auf 
voraussichtlich maximal 52 Stellplätze. Dies entspricht einer Differenz von 18 Stellplätzen. 
Aufgrund der damit verbundenen – bezogen auf das gesamte Wohngebiet – relativ geringen 
Vergrößerung des Quell- und Zielverkehrs wurde von der Erarbeitung eines Verkehrsgutach-
tens abgesehen. Dennoch wurde durch das Verkehrsplanungsbüro BSV aus Aachen eine 
Stellungnahme erarbeitet, um grundlegende Aussagen zur verkehrlichen Abwicklung der nut-
zungsspezifischen Bring- und Abholverkehre der Kita vorzulegen. Diese kommt zu dem Er-
gebnis, dass bei günstigen Rahmenbedingungen, verstärkt durch entsprechende Ansprache 
der Eltern durch die Leitung der Einrichtung, die Verkehrsmittelwahl der Eltern positiv beein-
flusst und der Anteil derjenigen, die ihre Kinder mit dem Auto bringen und abholen deutlich 
reduziert werden können. Der Standort bietet hierfür grundsätzlich gute Voraussetzungen. 
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Konflikte innerhalb der angrenzenden bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen in Folge der 
Unterbringung des hinzukommenden ruhenden Verkehrs sind nicht zu erwarten, da die nut-
zungsbedingt erforderlichen Stellplätze innerhalb der privaten Grundstücksflächen herzustel-
len sind. Der Nachweis dazu ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu führen. 

Zu IV. (Stellplatzbedarf Kita, Lärmemissionen Kita) 

Die gemäß aktueller Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen erforderlichen Stellplätze wer-
den im Rahmen des Vorhabens realisiert. Parkflächen für Bring- und Holverkehr sollen im 
Vorbereich der Kita umgesetzt werden. Die Stellplätze für die Mitarbeitenden werden in der 
Tiefgarage angeordnet.    

Die mit dem Ziel- und Quellverkehr verbundenen Geräuschemissionen wurden im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung ermittelt, um eine 
eventuelle Beeinträchtigung und entsprechende Maßnahmen zu ermitteln und über die Fest-
setzungen des Bebauungsplans gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu sichern. Zudem 
wurde im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung festgestellt, dass durch den Bring- 
und Holverkehr keine negativen Auswirkungen auf die im gegenüberliegenden Plangebiet 
des Bebauungsplanes Nr. 126/II „Sandstraße“ mögliche Bebauung entstehen. Dies gilt auch 

für die bereits in der Nachbarschaft vorhandene Bebauung.  

Bei den Geräuschemissionen durch spielende Kinder handelt es sich nach der gängigen 
Rechtsprechung nicht um zu untersuchenden Lärm, der eine Beeinträchtigung gesunder 
Wohnverhältnisse nach sich zieht (siehe: Zu III.). Letztlich entscheiden sich die neuen Be-
wohner*innen bewusst für eine Wohnung über bzw. neben der Kindertagesstätte. 

Zu V. (Dachform, Gebäudehöhe) 

Eine Beeinträchtigung der vorhandenen Bestandsbebauung durch eine höhere Bebauung 
wird nicht gesehen. Die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen werden durch 
das Vorhaben eingehalten. Bei Einhaltung der gesetzlichen Abstandsflächen ist eine unzu-
mutbare Verschattung in der Regel nicht zu befürchten. Die Abstandsflächenregelungen sol-
len gerade eine ausreichende Belichtung gewährleisten (ständige Rechtsprechung, siehe nur 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 27.07.2021 – 7B 33/21). Dennoch entstehende 
Verschattungen sind als zumutbar einzustufen und damit hinzunehmen. Dass hier eine Aus-
nahme von dieser Regel gegeben sein soll, ist nicht ersichtlich; entsprechende Umstände 
werden auch nicht vorgetragen. Eine relevante Verschattung der Bestandsgebäude kann 
ausgeschlossen werden.  

Die Verschattung wäre nur relevant, wenn dadurch gesunde Wohnverhältnisse gestört wür-
den. Bei Einhaltung der Abstandsflächen sowie bei der Lage des Gebäudes liegt der Haupt-
schatten auf dem eigenen Grundstück und ggf. auf den öffentlichen Grün- bzw. Verkehrsflä-
chen.  

Die gestalterische Auswirkung als „Wand“ bzw. „optischer Riegel“ sowie die genannte „Ver-

unstaltung“ der Umgebung können nicht nachempfunden werden. Der südlich angrenzende 
vorhandene Geschosswohnungsbau verfügt mit sechs Geschossen über eine Attikahöhe 
von 91,1 m über NHN, was in etwa den hier festgesetzten 91,5 m entspricht. Der östlich an-
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grenzend realisierte Neubau ist mit einer Firsthöhe von 84,6 m über NHN – unter Berück-
sichtigung des bis zu ca. 0,7 m niedrigeren Geländes – rund 6 bis 7 m niedriger als der ge-
plante Neubau.  Als höchster und längster Baukörper im neuen Wohngebiet wird der Neubau 
seiner zentralen Lage im Quartier sowie seiner Sonderstellung als Mischnutzung aus Woh-
nen und Kita gerecht.   

Zu VI. (Höhere Bebauungsdichte) 

Bereits unter „Zu V.“ beschrieben, handelt es sich zum überwiegenden Teil lediglich um eine 
Erhöhung um ein mögliches zusätzliches Geschoss. Ein Dachgeschoss oberhalb des dritten 
Vollgeschosses war auch im Rahmen der bisherigen Planung zulässig. Lediglich im mittleren 
Gebäudeteil, wo bisher nur ein Vollgeschoss festgesetzt war, ist eine deutlichere Erhöhung 
vorgesehen.  

Wie bereits im bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II „Sandstraße“, wird als 

Grundflächenzahl (GRZ) das Maß 0,4 festgesetzt. Dies entspricht dem Orientierungswert 
des § 17 BauNVO für ein Allgemeines Wohngebiet (WA). Durch die Ausschöpfung dieses 
Orientierungswertes soll eine effiziente Grundstücksausnutzung gewährleistet werden.  

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von oberirdischen Stellplätzen mit ihren Zufahrten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,7 überschritten werden. Dies übertrifft die vom Verord-
nungsgeber vorgegebene Überschreitung von bis zu 50 von Hundert (entspräche in diesem 
Fall einer GRZ von 0,6). Die Erforderlichkeit ergibt sich unter anderem aufgrund der befesti-
gen Anteile der Außenflächen der geplanten Kita.  

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von insgesamt 0,8 überschritten werden. Die vom 
Verordnungsgeber vorgegebene Überschreitung bis zu 50 von Hundert wird hierfür nach 
oben angehoben, da ansonsten die angestrebte flächige Unterbauung mit Tiefgaragen zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs nicht möglich wäre. Dies entspricht der bereits im 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II getroffenen Festsetzung, nach der die GRZ 
durch Tiefgaragen unterhalb der Geländeoberkante bis 0,8 überschritten werden kann, wenn 
die nicht überbaubaren Teile dieser Anlage begrünt werden. Auch im vorliegenden Bebau-
ungsplan wird eine Begrünung der nicht überbauten Teile von Tiefgaragen und/oder von un-
terirdischen Gebäudeteilen festgesetzt. Trotz des hohen Grades an Über- bzw. Unterbauung 
des Grundstücks werden nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt reduziert und es wird den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entsprochen. 

Durch die Begrünung der Dach- und Tiefgaragenflächen sowie der übrigen unbebauten 
Grundstücksflächen wird der hohe Versiegelungsgrad gemindert. Dies dient zum einen der 
Verbesserung des Mikroklimas aufgrund der geringeren Wärmeabstrahlung des Gebäudes. 
Daneben wird auch den Gesichtspunkten der ökologischen Vielfalt und des Artenschutzes 
Rechnung getragen. Darüber hinaus ist eine extensive oder intensive Dachbegrünung ein 
Lieferant von Luftfeuchtigkeit für die Umgebung und leistet einen entscheidenden Beitrag in 
der Rückhaltung von Niederschlagswasser.    
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Bei voller Ausschöpfung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bau-
weise und den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine rechnerische Geschossflächen-
zahl (GFZ) von rund 1,7 möglich, womit der im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II 
festgesetzte Wert von 1,2 erhöht und der Orientierungswert des § 17 BauNVO für ein WA 
von ebenfalls 1,2 überschritten wird. Diese Überschreitung des Orientierungswertes begrün-
det sich vor allem in dem dringenden und seit dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 
126/II weiter gestiegenen Bedarf an Wohnraum und Kita-Betreuungsplätzen. Zudem wird die 
höhere bauliche Dichte gerade für das Plangebiet als städtebaulich angemessen betrachtet, 
da es sich hierbei um den zentralen Baustein des neuen Wohngebiets handelt, welcher die 
geschwungene Planstraße als prägendes Element des städtebaulichen Konzeptes baulich 
fasst. Die höhere Dichte wird der Sonderfunktion des Gebäudes als gemischter Baukörper 
gerecht. Eine entsprechende Verdichtung ist mit der geordneten städtebaulichen Entwick-
lung, vor allem aus folgenden Gründen, vereinbar: 

• Die verkehrlichen Belange können geregelt werden.  
• Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden 

durch die bauliche Dichte nicht beeinträchtigt. 
• Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt werden weitestgehend verhindert bzw. 

kompensiert.  
• Ein öffentliches Interesse steht der baulichen Verdichtung nicht entgegen. 

Insbesondere folgende Umstände sind geeignet, die erhöhte bauliche Dichte auszugleichen: 

• Mit der beabsichtigten vergrößerten Kita wird wichtige soziale Infrastruktur für das 
neue Wohngebiet sowie für die umliegenden Nachbarschaften geschaffen.  

• Mit dem aktuell beabsichtigten geförderten Wohnungsbau wird, abhängig von den zur 
Verfügung stehenden Fördermitteln, ein Beitrag durch Schaffung von dringend benö-
tigtem (preisgünstigen) Wohnraum geleistet.  

• Mit den geplanten unmittelbar angrenzenden öffentlichen Grünflächen ist ein wohnor-
tnaher Freiraum vorgesehen, der für alle Bewohner zugänglich ist.  

• Zur Reduzierung der mit einer hohen Dichte verbundenen Verkehrs- und Immissions-
belastung sowie um ausreichend Freiraum für Aufenthaltsflächen und Bepflanzungen 
zu schaffen, sind Stellplätze überwiegend unterirdisch vorgesehen und Zufahrten nur 
in bestimmten Bereichen entlang der Planstraße zulässig. 

In der Planzeichnung wird die zulässige Höhe baulicher Anlagen als Höchstgrenze festge-
setzt. Als oberer Bezugspunkt gilt die Oberkante der Attika oder, wenn keine Attika herge-
stellt wird, die Oberkante des Gebäudes. Für das Wohngebäude wird eine maximal zuläs-
sige Gebäudehöhe von 91,5 m über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. Dies entspricht ei-
ner tatsächlichen Gebäudehöhe von 16,50 m zuzüglich 1,0 m Toleranz zur Gewährleistung 
einer entsprechenden Flexibilität bzw. für eventuelle Unvorhersehbarkeiten. Damit ist die Re-
alisierung von bis zu 5 Geschossen möglich. Anders als im bisher rechtsverbindlichen Be-
bauungsplan Nr. 126/II, welcher zwei jeweils zwei- bis dreigeschossige Baukörper mit einem 
mittigen eingeschossigen Verbindungsbau vorsah, soll zukünftig ein durchgängiger bis zu 
fünfgeschossiger Baukörper ermöglicht werden.  

Der südlich angrenzende vorhandene Geschosswohnungsbau verfügt mit sechs Geschos-
sen über eine Attikahöhe von 91,1 m über NHN, was in etwa den hier festgesetzten 91,5 m 
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entspricht. Der östlich angrenzend realisierte Neubau ist mit einer Firsthöhe von 84,6 m über 
NHN – unter Berücksichtigung des bis zu ca. 0,7 m niedrigeren Geländes – rund 6 bis 7 m 
niedriger als der geplante Neubau. Als höchster und längster Baukörper im neuen Wohnge-
biet wird der Neubau seiner zentralen Lage im Quartier sowie seiner Sonderstellung als 
Mischnutzung aus Wohnen und Kita gerecht. 

Der beschriebene Widerspruch wird nicht gesehen. Zwar wird in Ziffer 3.1 der Planrechtferti-
gung im Rahmen der Erläuterungen zum Aufstellungsbeschluss aufgeführt, dass derzeit vor-
handene Bauflächenpotenziale in Gänze der Wohnnutzung zugeführt werden müssen. Dies 
bezieht sich allerdings ausschließlich auf die durch den alten Bebauungsplan bereits als 
Wohnfläche ausgewiesenen Flächen. Auch nach dem derzeit rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan 126/II ist bereits eine Kindertagesstätte vorgesehen. Die Erhöhung der Kapazität 
der Kindertagesstätte ist logische Folge der vollen Ausnutzung des Bauflächenpotenzials. 
Bereits jetzt besteht ein erhöhter Kitabedarf. Sowohl die hier geplante Wohnbebauung als 
auch der zukünftig im Plangebiet vorgesehene Wohnraum bringen einen weiteren Bedarf an 
Kita-Plätzen mit sich. Hierbei kann nie eine exakte Abdeckung geplant werden; vielmehr sind 
auch in Zukunft erforderliche Kapazitäten in Reserve zu bedenken. 

 
 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in allen Punkten nicht gefolgt.   
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Zu I. (Dringlichkeit) 
Wie in vielen Städten in der Bundesrepublik Deutschland liegt auch in Leverkusen – gegen-
über dem bereits vor 30 Jahren bestehenden Bedarf – ein erneut gesteigerter Bedarf an 
Wohnungen und Kita-Plätzen vor. Der aktuell rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 126/II 
„Sandstraße“ setzt Flächen für eine ebenerdige 3-gruppige Kita sowie Wohnungsbau bis ma-
ximal 3 Vollgeschosse fest. Aufgrund der aktuellen Flächenbedarfe für eine Kita wäre diese 
nur als 2-gruppige Kita realisierbar. Der heutige Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz macht 
es jedoch notwendig, hier eine maximal 5-gruppige Kita zu realisieren. Wegen des aktuell 
sehr angespannten Wohnungsmarkts ist es ebenso notwendig, an dieser Stelle mehr Woh-
nungen zu realisieren, als der Bebauungsplan Nr. 126/II „Sandstraße“ dies bisher zulässt. 

Neben dem anhaltenden Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der 
Haushalte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zweiper-
sonenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbelegung wird 
sich auch in Zukunft fortsetzen. Auch die Einkommenssituation von Haushalten auf der einen 
Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder Miete) auf der anderen 
Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkonsums und der Nachfrage nach 
größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich beeinflussen. Der Bevölkerungsanstieg 
und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nachfrage nach Wohnraum am aktuell 
angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an Wohnbauflächenentwicklung und füh-
ren damit zu einem zusätzlichen Baulandbedarf. 

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum zu ver-
sorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. über eine zumindest in Teilen 
höhere Dichte der Bebauung und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die 
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derzeit vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem Hin-
tergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden, um der wachsenden Wohnbevölke-
rung gerecht zu werden und den Wohnungsbedarf zu decken. Weiterhin ist zur Deckung des 
Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohnbaupotenzialflächen notwendig. Durch ein 
entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der 
Stadt zu halten. Gleichfalls bemüht sich die Stadt, den ununterbrochen steigenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und vor allem im preisreduzierten Mietwohnungsbau zu decken. 
Detaillierte Informationen über den angespannten Wohnungsmarkt Leverkusen finden sich 
im Wohnungsmarktbericht 2025 

Aufgrund der bisher mangelnden Grundstücksverfügbarkeit, ist bisher keine Realisierung er-
folgt. Im Jahr 1993 wurde für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 126/II „Sand-

straße“ ein förmliches Umlegungsverfahren eingeleitet, dessen Abgrenzung im Jahr 2015 auf 
die Flurstücksteile begrenzt wurde, die innerhalb des Geltungsbereichs des vorgenannten 
Bebauungsplans liegen. Das Umlegungsverfahren war außerordentlich langwierig, da sei-
tens mehrerer Grundstückseigentümer wenig bis gar keine Kooperation vorhanden war. Im 
Jahr 2019 ist es zum Teilumlegungsbeschluss gekommen, so dass für den Großteil der bis-
her unbebauten Flächen Grundstücke gebildet werden konnten und nun verfügbar sind. Die 
Stadt Leverkusen ist entsprechend in die Planung der notwendigen Erschließungsstraßen 
eingestiegen.  

Nun besteht das konkrete Interesse eines Investors, welcher über die erforderlichen Grund-
stücke verfügt, sowie der Stadt Leverkusen zur Realisierung eines Teilbereichs des Wohnge-
bietes Sandstraße. Durch die Nachverdichtung einer bisher unbebauten, aber bereits über 
Planungsrecht verfügenden Fläche entspricht der vorliegende Bebauungsplan Nr. 279/II dem 
bundesweiten und im BauGB definierten Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ zur 

Reduzierung des Landschaftsverbrauchs im Außenbereich und kann als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Durch 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum und zusätzlichen Kita-Betreuungsplätzen ent-
steht eine angemessene Nachverdichtung, die den Bedarfen der Stadt Leverkusen Rech-
nung trägt. Durch die zentrale Lage im geplanten Wohngebiet „Sandstraße“ und die gute An-
bindung an den ÖPNV ist das Grundstück für die vorgesehene Bebauung ideal geeignet. Vor 
diesem Hintergrund konnte auf eine Untersuchung von Alternativstandorten verzichtet wer-
den. 

Aus den vorgenannten Gründen wurde der Bebauungsplan Nr. 279/II aufgestellt.   

Das Beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ergibt sich aus der oben beschriebenen 
Gesetzeslage als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Allein aus der Bezeichnung „be-

schleunigtes Verfahren“ ist noch keine besondere Dringlichkeit des Vorhabens ableitbar. 
Diese ergibt sich aus dem oben beschriebenen Mehrbedarf an Wohnraum und Kita-Betreu-
ungsplätzen. 

Zu II. (Beschleunigtes Verfahren) 

Dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, entspricht der gelten-
den Rechtslage gemäß §§ 13 und 13a Baugesetzbuch (BauGB). Demnach ist die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung hier nicht erforderlich. Dennoch sind auch im beschleunigten Ver-
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fahren nach § 13a BauGB alle relevanten Umweltbelange darzulegen und entsprechend ge-
geneinander abzuwägen. Dies ist auch im Rahmen der Begründung zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit im Rahmen des § 3 (2) BauGB erfolgt. 

Zu III. (zulässige Geschosszahl) 

Dies ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens Nr. 279/II.  

Zur Klarstellung jedoch Folgendes: Die Zahl der zulässigen Geschosse wurde durch die be-
schriebene rechtsverbindliche Änderung des Bebauungsplans Nr. 126/II nicht herabgesetzt. 
Stattdessen wurde die zwingende Vorgabe von drei Vollgeschossen geändert in die Festset-
zung einer Mindestzahl von zwei und einer Obergrenze von drei Vollgeschossen. Das heißt, 
dass auch seit der Änderung die Realisierung einer Bebauung mit drei Vollgeschossen (zu-
züglich eines Dachgeschosses) möglich ist.   

Zu IV. (Änderung der Planung) 

Dieser Punkt enthält lediglich eine Beschreibung der vorgesehen Änderung und deren Argu-
mentation. Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  

Zu V. (Flächenbedarf Kita) 

Die Aussage, dass im benannten Bebauungsplan Nr. 252/I „Hitdorf – Kindertagesstätte 
Weinhäuserstraße“ eine sechsgruppige Kita mit gleicher Grundfläche geplant ist, ist nicht 
korrekt. Die Kita umfasst hier eine Fläche von rund 0,45 ha gegenüber den im Bebauungs-
plan Nr. 279/II vorgesehenen rund 0,36 ha.  

Zu VI. (Wohnraumbedarf) 

Wie bereits im Erläuterungstext zum Aufstellungsbeschluss unter Abschnitt 3 (Planrechtferti-
gung) dargelegt wurde, besteht im Leverkusener Stadtgebiet ein erhöhter Wohnraumbedarf: 

Leverkusen ist in den letzten zehn Jahren enorm gewachsen und hat in diesem Jahr die 
170.000 Einwohner-Marke überschritten. Aktuell (Stand: 31.05.2024) leben in der Stadt 
170.188 Einwohnerinnen und Einwohner. Jahrelange stabile Bevölkerungsentwicklung 
wurde ab 2010 zunächst von einem leichten, ab 2014 sogar deutlichen Bevölkerungswachs-
tum abgelöst. In den vergangenen 10 Jahren bis 2023 verlagerten insgesamt 11.509 Perso-
nen mehr ihren Wohnsitz nach Leverkusen als von hier weg-zogen. Der durchschnittliche 
Wanderungsgewinn pro Jahr betrug in diesem Zeitraum rund 1.150 Personen.  

Gründe für die positive Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahre ist das hohe Zuwande-
rungsplus sowohl bei den Nah- als auch bei den Fernwanderungen. Der hohe Bevölkerungs-
anstieg der letzten Jahre als Folge des Ukraine-Krieges, hat sich zwar abgeschwächt, den-
noch kann weiterhin ein positives Wachstum verbucht werden und der Wachstumstrend aus 
den Jahren vor der Covid-19-Pandemie hält weiter an. Der positive Wanderungssaldo ist 
überwiegend auf den besonders verstärkten Zuzug aus Köln zurückzuführen. Aufgrund der 
anhaltenden politischen Spannungen kann zukünftig von steigenden Zuzügen insbesondere 
aus dem Ausland und damit einer stabilen bis wachsenden Bevölkerungszahl ausgegangen 
werden.  
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In der letzten Bevölkerungsvorausberechnung von 2021 des Instituts für Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen (kurz: IT.NRW) wird für Leverkusen entgegen dem Lan-
destrend zukünftig weiterhin ein Bevölkerungswachstum erwartet. Insbesondere sollen die 
Städte entlang der Rheinschiene von einer Bevölkerungszunahme profitieren. Die höchsten 
Anstiege werden u. a. für die Großstädte Bonn und Köln prognostiziert. Der Zuwanderungs-
druck der großen Städte wird sich laut IT.NRW etwas gleich-mäßiger auf die umliegenden 
Städte verteilen. Die Bevölkerungsvorausberechnung für Leverkusen fällt moderater aus (bis 
2040: 0,4 % und bis 2050: 0,6 %) als die Prognosen davor (+ 6,5 %). Die aktuellen politi-
schen Entwicklungen und die zunehmenden Flüchtlingszuwanderungen sind darin nicht be-
rücksichtigt worden.  

Neben dem anhaltenden Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der 
Haushalte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zweiper-
sonenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbelegung wird 
sich auch in Zukunft fortsetzen. Auch die Einkommenssituation von Haushalten auf der einen 
Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder Miete) auf der anderen 
Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkonsums und der Nachfrage nach 
größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich beeinflussen. Der Bevölkerungsanstieg 
und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nachfrage nach Wohnraum am aktuell 
angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an Wohnbauflächenentwicklung und füh-
ren damit zu einem zusätzlichen Baulandbedarf. 

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum zu ver-
sorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. über eine zumindest in Teilen 
höhere Dichte der Bebauung und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die 
derzeit vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem Hin-
tergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden, um der wachsenden Wohnbevölke-
rung gerecht zu werden und den Wohnungsbedarf zu decken. Weiterhin ist zur Deckung des 
Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohnbaupotenzialflächen notwendig. Durch ein 
entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der 
Stadt zu halten. Gleichfalls bemüht sich die Stadt, den ununterbrochen steigenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und vor allem im preisreduzierten Mietwohnungsbau zu decken. 
Detaillierte Informationen über den angespannten Wohnungsmarkt Leverkusen finden sich 
im Wohnungsmarktbericht 2025 

Dem erhöhten Wohnraumbedarf soll, wie im vorliegenden Bebauungsplan, durch eine ange-
messene bauliche Verdichtung Rechnung getragen werden. Hierfür ist eine individuelle Be-
urteilung der städtebaulichen Angemessenheit von Planungen erforderlich, keine flächende-
ckende Nachverdichtung. Im vorliegenden Bereich, als verdichteter Kern des Neubaugebiets 
Sandstraße, wird die vorgesehene maßvolle Erhöhung der geplanten Bebauungsdichte für 
angemessen erachtet. Hierdurch wird zwar nicht das Problem des Wohnungsnotstands ins-
gesamt gelöst. Vielmehr wird durch die Umsetzung des geplanten Projekts ein wichtiger Bei-
trag hierzu geleistet. Dabei werden sowohl die Belange der übrigen Eigentümer als auch die 
Belange der Natur und Umwelt in angemessenem Maße berücksichtigt, sodass eine unange-
messene Benachteiligung insbesondere anderer Eigentümer nicht zu erwarten ist. Eine Be-
vorzugung von Einzeleigentümern kann daraus nicht abgeleitet werden. Sowohl durch die 
geplante Kita als auch durch den teilweise geförderten Wohnungsbau wird ein Beitrag zur 
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sozialen Versorgung der Bevölkerung geleistet. Eine Benachteiligung anderer Eigentümer ist 
ebenso wenig zu erwarten, wie eine Nichtbeachtung von Umweltbelangen.   

Zu VII. (Verkehrs- und Parksituation) 

Die gemäß aktueller Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen erforderlichen Stellplätze wer-
den im Rahmen des Vorhabens realisiert. Zusätzlich sind in der geplanten Erschließungs-
straße des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 126/II „Sandstraße“ öffentliche Park-
plätze vorgesehen. Eine Erhöhung des Parkdrucks auf der Sandstraße ist daher durch die 
Planung nicht zu erwarten.  

Die Aussage, dass die privaten Stellplätze bei Auftreten von Wartezeiten nicht genutzt wür-
den, deckt sich nicht mit den Erfahrungen aus vergleichbaren Vorhaben. Zumal aufgrund der 
geringen Stellplatzzahl nicht mit relevanten Wartezeiten zu rechnen ist.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II waren Flächen für eine 3-
gruppige ebenerdige Kita vorgesehen. Bei einer in den 1980er Jahren üblichen Gruppen-
größe von rund 25 Kindern ergeben sich daraus 75 Betreuungsplätze. Nach derzeit gültiger 
Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen ergibt sich daraus ein Gesamtbedarf von 6,3 Stell-
plätzen (1 Stellplatz je 12 Kinder), also 7 ganzen Stellplätzen. 

Bei heutiger Annahme und Planung von 5 Gruppen à 20 Kinder ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 100 Kindern. Daraus ergibt sich ein Stellplatzbedarf von 8,3 Stellplätzen, also 9 ganzen 
Stellplätzen.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II war innerhalb des Plange-
biets des Bebauungsplans Nr. 279/II eine BGF [R] oberirdisch Wohnen von rund 3.114 m² 
möglich. Abzüglich geschätzten 10 % für Verkehrsflächen (VF) ergibt sich daraus ein Wert 
von 2.803 m². Bei der Vorgabe von 1,2 Stellplätzen je 100 m² BGF (ohne VF) ergibt sich ein 
Bedarf von 33,6 Stellplätzen. Aufgrund der guten ÖPNV-Anbindung ist ein Abzug von 20 % 
möglich. Es ergibt sich also ein Bedarf von 26,9 Stellplätzen oder 27 ganzen Stellplätzen. 

Bei voller Ausschöpfung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bau-
weise und den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine rechnerische Geschossflächen-
zahl (GFZ) von rund 1,7 möglich. Dies entspricht einer BGF [R] oberirdisch von insgesamt 
rund 6.100 m². Zieht man hiervon die Kita im Erdgeschoss mit einer BGF von maximal 1.200 
m² ab, verbleiben für das Wohnen 4.900 m² bzw. ca. 4.410 m² (ohne VF). Es ergibt sich ein 
Bedarf von 52,9 Stellplätzen. Nach Abzug des ÖPNV-Bonus von 20 % verbleiben 42,3 Stell-
plätze bzw. 43 ganze Stellplätze.   

Für Kita und Wohnen erhöht sich der Stellplatzbedarf also von insgesamt 34 Stellplätzen auf 
voraussichtlich maximal 52 Stellplätze. Dies entspricht einer Differenz von 18 Stellplätzen. 
Aufgrund der damit verbundenen – bezogen auf das gesamte Wohngebiet – relativ geringen 
Vergrößerung des Quell- und Zielverkehrs wurde von der Erarbeitung eines Verkehrsgutach-
tens abgesehen. Dennoch wurde durch das Verkehrsplanungsbüro BSV aus Aachen eine 
Stellungnahme erarbeitet, um grundlegende Aussagen zur verkehrlichen Abwicklung der nut-
zungsspezifischen Bring- und Abholverkehre der Kita vorzulegen. Diese kommt zu dem Er-
gebnis, dass bei günstigen Rahmenbedingungen, verstärkt durch entsprechende Ansprache 
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der Eltern durch die Leitung der Einrichtung, die Verkehrsmittelwahl der Eltern positiv beein-
flusst und der Anteil derjenigen, die ihre Kinder mit dem Auto bringen und abholen deutlich 
reduziert werden können. Der Standort bietet hierfür grundsätzlich gute Voraussetzungen. 

Konflikte innerhalb der angrenzenden bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen in Folge der 
Unterbringung des hinzukommenden ruhenden Verkehrs sind nicht zu erwarten, da die nut-
zungsbedingt erforderlichen Stellplätze innerhalb der privaten Grundstücksflächen herzustel-
len sind. Der Nachweis dazu ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu führen. 

Zu VIII. (Verkehrs- und Parksituation) 

Die gemäß Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen erforderlichen Stellplätze werden im Rah-
men des Vorhabens realisiert. Parkflächen für Bring- und Holverkehr sowie Stellplätze für die 
Mitarbeiter*innen der Kita sollen im Vorbereich der Kita umgesetzt werden. Zusätzlich sind in 
der geplanten Erschließungsstraße öffentliche Parkplätze vorgesehen.  

Die geplante Erschließungsstraße ist zweispurig vorgesehen und entspricht den üblichen 
Maßen der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraße (RASt 06). 

Siehe auch „zu VII. (Verkehrs- und Parksituation)“. 

Zu IX. (Geförderter Wohnungsbau) 

Die Aussage, mit dem vorliegenden Bebauungsplan werde kein geförderter Wohnraum ge-
schaffen, ist nicht korrekt. Wie bereits im Erläuterungstext zum Aufstellungsbeschluss unter 
Abschnitt 7 (Planung, Städtebauliches Konzept) beschrieben wird, ist ein Anteil an geförder-
tem Wohnungsbau vorgesehen. Durch die Erhöhung der Geschossigkeit auf fünf mögliche 
Geschosse soll mehr Wohnraum entstehen als bisher möglich.  

Neben dem geförderten Wohnungsbau leistet auch die geplante Kita einen sozialen Beitrag.  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in allen Punkten nicht gefolgt.   
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Zu I. (Dringlichkeit) 
Wie in vielen Städten in der Bundesrepublik Deutschland liegt auch in Leverkusen – gegen-
über dem bereits vor 30 Jahren bestehenden Bedarf – ein erneut gesteigerter Bedarf an 
Wohnungen und Kita-Plätzen vor. Der aktuell rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 126/II 
„Sandstraße“ setzt Flächen für eine ebenerdige 3-gruppige Kita sowie Wohnungsbau bis ma-
ximal 3 Vollgeschosse fest. Aufgrund der aktuellen Flächenbedarfe für eine Kita wäre diese 
nur als 2-gruppige Kita realisierbar. Der heutige Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz macht 
es jedoch notwendig, hier eine maximal 5-gruppige Kita zu realisieren. Wegen des aktuell 
sehr angespannten Wohnungsmarkts ist es ebenso notwendig, an dieser Stelle mehr Woh-
nungen zu realisieren, als der Bebauungsplan Nr. 126/II „Sandstraße“ dies bisher zulässt. 

Neben dem anhaltenden Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der 
Haushalte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zweiper-
sonenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbelegung wird 
sich auch in Zukunft fortsetzen. Auch die Einkommenssituation von Haushalten auf der einen 
Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder Miete) auf der anderen 
Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkonsums und der Nachfrage nach 
größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich beeinflussen. Der Bevölkerungsanstieg 
und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nachfrage nach Wohnraum am aktuell 
angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an Wohnbauflächenentwicklung und füh-
ren damit zu einem zusätzlichen Baulandbedarf. 

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum zu ver-
sorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. über eine zumindest in Teilen 
höhere Dichte der Bebauung und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die 
derzeit vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem Hin-
tergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden, um der wachsenden Wohnbevölke-
rung gerecht zu werden und den Wohnungsbedarf zu decken. Weiterhin ist zur Deckung des 
Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohnbaupotenzialflächen notwendig. Durch ein 



 
29 

 

entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der 
Stadt zu halten. Gleichfalls bemüht sich die Stadt, den ununterbrochen steigenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und vor allem im preisreduzierten Mietwohnungsbau zu decken. 
Detaillierte Informationen über den angespannten Wohnungsmarkt Leverkusen finden sich 
im Wohnungsmarktbericht 2025 

Aufgrund der bisher mangelnden Grundstücksverfügbarkeit, ist bisher keine Realisierung er-
folgt. Im Jahr 1993 wurde für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 126/II „Sand-

straße“ ein förmliches Umlegungsverfahren eingeleitet, dessen Abgrenzung im Jahr 2015 auf 
die Flurstücksteile begrenzt wurde, die innerhalb des Geltungsbereichs des vorgenannten 
Bebauungsplans liegen. Das Umlegungsverfahren war außerordentlich langwierig, da sei-
tens mehrerer Grundstückseigentümer wenig bis gar keine Kooperation vorhanden war. Im 
Jahr 2019 ist es zum Teilumlegungsbeschluss gekommen, so dass für den Großteil der bis-
her unbebauten Flächen Grundstücke gebildet werden konnten und nun verfügbar sind. Die 
Stadt Leverkusen ist entsprechend in die Planung der notwendigen Erschließungsstraßen 
eingestiegen.  

Nun besteht das konkrete Interesse eines Investors, welcher über die erforderlichen Grund-
stücke verfügt, sowie der Stadt Leverkusen zur Realisierung eines Teilbereichs des Wohnge-
bietes Sandstraße. Durch die Nachverdichtung einer bisher unbebauten, aber bereits über 
Planungsrecht verfügenden Fläche entspricht der vorliegende Bebauungsplan Nr. 279/II dem 
bundesweiten und im BauGB definierten Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ zur 

Reduzierung des Landschaftsverbrauchs im Außenbereich und kann als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Durch 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum und zusätzlichen Kita-Betreuungsplätzen ent-
steht eine angemessene Nachverdichtung, die den Bedarfen der Stadt Leverkusen Rech-
nung trägt. Durch die zentrale Lage im geplanten Wohngebiet „Sandstraße“ und die gute An-
bindung an den ÖPNV ist das Grundstück für die vorgesehene Bebauung ideal geeignet. Vor 
diesem Hintergrund konnte auf eine Untersuchung von Alternativstandorten verzichtet wer-
den. 

Aus den vorgenannten Gründen wurde der Bebauungsplan Nr. 279/II aufgestellt.   

Das Beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ergibt sich aus der oben beschriebenen 
Gesetzeslage als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Allein aus der Bezeichnung „be-

schleunigtes Verfahren“ ist noch keine besondere Dringlichkeit des Vorhabens ableitbar. 
Diese ergibt sich aus dem oben beschriebenen Mehrbedarf an Wohnraum und Kita-Betreu-
ungsplätzen. 

Zu II. (Beschleunigtes Verfahren) 

Dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, entspricht der gelten-
den Rechtslage gemäß §§ 13 und 13a Baugesetzbuch (BauGB). Demnach ist die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung hier nicht erforderlich. Dennoch sind auch im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB alle relevanten Umweltbelange darzulegen und entsprechend ge-
geneinander abzuwägen. Dies ist auch im Rahmen der Begründung zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit im Rahmen des § 3 (2) BauGB erfolgt. 
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Zu III. (zulässige Geschosszahl) 

Dies ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens Nr. 279/II.  

Zur Klarstellung jedoch Folgendes: Die Zahl der zulässigen Geschosse wurde durch die be-
schriebene rechtsverbindliche Änderung des Bebauungsplans Nr. 126/II nicht herabgesetzt. 
Stattdessen wurde die zwingende Vorgabe von drei Vollgeschossen geändert in die Festset-
zung einer Mindestzahl von zwei und einer Obergrenze von drei Vollgeschossen. Das heißt, 
dass auch seit der Änderung die Realisierung einer Bebauung mit drei Vollgeschossen (zu-
züglich eines Dachgeschosses) möglich ist.   

Zu IV. (Änderung der Planung) 

Dieser Punkt enthält lediglich eine Beschreibung der vorgesehen Änderung und deren Argu-
mentation. Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  

Zu V. (Flächenbedarf Kita) 

Die Aussage, dass im benannten Bebauungsplan Nr. 252/I „Hitdorf – Kindertagesstätte 
Weinhäuserstraße“ eine sechsgruppige Kita mit gleicher Grundfläche geplant ist, ist nicht 

korrekt. Die Kita umfasst hier eine Fläche von rund 0,45 ha gegenüber den im Bebauungs-
plan Nr. 279/II vorgesehenen rund 0,36 ha.  

Zu VI. (Wohnraumbedarf) 

Wie bereits im Erläuterungstext zum Aufstellungsbeschluss unter Abschnitt 3 (Planrechtferti-
gung) dargelegt wurde, besteht im Leverkusener Stadtgebiet ein erhöhter Wohnraumbedarf: 

Leverkusen ist in den letzten zehn Jahren enorm gewachsen und hat in diesem Jahr die 
170.000 Einwohner-Marke überschritten. Aktuell (Stand: 31.05.2024) leben in der Stadt 
170.188 Einwohnerinnen und Einwohner. Jahrelange stabile Bevölkerungsentwicklung 
wurde ab 2010 zunächst von einem leichten, ab 2014 sogar deutlichen Bevölkerungswachs-
tum abgelöst. In den vergangenen 10 Jahren bis 2023 verlagerten insgesamt 11.509 Perso-
nen mehr ihren Wohnsitz nach Leverkusen als von hier weg-zogen. Der durchschnittliche 
Wanderungsgewinn pro Jahr betrug in diesem Zeitraum rund 1.150 Personen.  

Gründe für die positive Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahre ist das hohe Zuwande-
rungsplus sowohl bei den Nah- als auch bei den Fernwanderungen. Der hohe Bevölkerungs-
anstieg der letzten Jahre als Folge des Ukraine-Krieges, hat sich zwar abgeschwächt, den-
noch kann weiterhin ein positives Wachstum verbucht werden und der Wachstumstrend aus 
den Jahren vor der Covid-19-Pandemie hält weiter an. Der positive Wanderungssaldo ist 
überwiegend auf den besonders verstärkten Zuzug aus Köln zurückzuführen. Aufgrund der 
anhaltenden politischen Spannungen kann zukünftig von steigenden Zuzügen insbesondere 
aus dem Ausland und damit einer stabilen bis wachsenden Bevölkerungszahl ausgegangen 
werden.  

In der letzten Bevölkerungsvorausberechnung von 2021 des Instituts für Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen (kurz: IT.NRW) wird für Leverkusen entgegen dem Lan-
destrend zukünftig weiterhin ein Bevölkerungswachstum erwartet. Insbesondere sollen die 
Städte entlang der Rheinschiene von einer Bevölkerungszunahme profitieren. Die höchsten 
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Anstiege werden u. a. für die Großstädte Bonn und Köln prognostiziert. Der Zuwanderungs-
druck der großen Städte wird sich laut IT.NRW etwas gleich-mäßiger auf die umliegenden 
Städte verteilen. Die Bevölkerungsvorausberechnung für Leverkusen fällt moderater aus (bis 
2040: 0,4 % und bis 2050: 0,6 %) als die Prognosen davor (+ 6,5 %). Die aktuellen politi-
schen Entwicklungen und die zunehmenden Flüchtlingszuwanderungen sind darin nicht be-
rücksichtigt worden.  

Neben dem anhaltenden Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der 
Haushalte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zweiper-
sonenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbelegung wird 
sich auch in Zukunft fortsetzen. Auch die Einkommenssituation von Haushalten auf der einen 
Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder Miete) auf der anderen 
Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkonsums und der Nachfrage nach 
größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich beeinflussen. Der Bevölkerungsanstieg 
und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nachfrage nach Wohnraum am aktuell 
angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf an Wohnbauflächenentwicklung und füh-
ren damit zu einem zusätzlichen Baulandbedarf. 

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum zu ver-
sorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. über eine zumindest in Teilen 
höhere Dichte der Bebauung und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die 
derzeit vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem Hin-
tergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden, um der wachsenden Wohnbevölke-
rung gerecht zu werden und den Wohnungsbedarf zu decken. Weiterhin ist zur Deckung des 
Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohnbaupotenzialflächen notwendig. Durch ein 
entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der 
Stadt zu halten. Gleichfalls bemüht sich die Stadt, den ununterbrochen steigenden Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum und vor allem im preisreduzierten Mietwohnungsbau zu decken. 
Detaillierte Informationen über den angespannten Wohnungsmarkt Leverkusen finden sich 
im Wohnungsmarktbericht 2025 

Dem erhöhten Wohnraumbedarf soll, wie im vorliegenden Bebauungsplan, durch eine ange-
messene bauliche Verdichtung Rechnung getragen werden. Hierfür ist eine individuelle Be-
urteilung der städtebaulichen Angemessenheit von Planungen erforderlich, keine flächende-
ckende Nachverdichtung. Im vorliegenden Bereich, als verdichteter Kern des Neubaugebiets 
Sandstraße, wird die vorgesehene maßvolle Erhöhung der geplanten Bebauungsdichte für 
angemessen erachtet. Hierdurch wird zwar nicht das Problem des Wohnungsnotstands ins-
gesamt gelöst. Vielmehr wird durch die Umsetzung des geplanten Projekts ein wichtiger Bei-
trag hierzu geleistet. Dabei werden sowohl die Belange der übrigen Eigentümer als auch die 
Belange der Natur und Umwelt in angemessenem Maße berücksichtigt, sodass eine unange-
messene Benachteiligung insbesondere anderer Eigentümer nicht zu erwarten ist. Eine Be-
vorzugung von Einzeleigentümern kann daraus nicht abgeleitet werden. Sowohl durch die 
geplante Kita als auch durch den teilweise geförderten Wohnungsbau wird ein Beitrag zur 
sozialen Versorgung der Bevölkerung geleistet. Eine Benachteiligung anderer Eigentümer ist 
ebenso wenig zu erwarten, wie eine Nichtbeachtung von Umweltbelangen.   
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Zu VII. (Verkehrs- und Parksituation) 

Die gemäß aktueller Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen erforderlichen Stellplätze wer-
den im Rahmen des Vorhabens realisiert. Zusätzlich sind in der geplanten Erschließungs-
straße des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 126/II „Sandstraße“ öffentliche Park-

plätze vorgesehen. Eine Erhöhung des Parkdrucks auf der Sandstraße ist daher durch die 
Planung nicht zu erwarten.  

Die Aussage, dass die privaten Stellplätze bei Auftreten von Wartezeiten nicht genutzt wür-
den, deckt sich nicht mit den Erfahrungen aus vergleichbaren Vorhaben. Zumal aufgrund der 
geringen Stellplatzzahl nicht mit relevanten Wartezeiten zu rechnen ist.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II waren Flächen für eine 3-
gruppige ebenerdige Kita vorgesehen. Bei einer in den 1980er Jahren üblichen Gruppen-
größe von rund 25 Kindern ergeben sich daraus 75 Betreuungsplätze. Nach derzeit gültiger 
Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen ergibt sich daraus ein Gesamtbedarf von 6,3 Stell-
plätzen (1 Stellplatz je 12 Kinder), also 7 ganzen Stellplätzen. 

Bei heutiger Annahme und Planung von 5 Gruppen à 20 Kinder ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 100 Kindern. Daraus ergibt sich ein Stellplatzbedarf von 8,3 Stellplätzen, also 9 ganzen 
Stellplätzen.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II war innerhalb des Plange-
biets des Bebauungsplans Nr. 279/II eine BGF [R] oberirdisch Wohnen von rund 3.114 m² 
möglich. Abzüglich geschätzten 10 % für Verkehrsflächen (VF) ergibt sich daraus ein Wert 
von 2.803 m². Bei der Vorgabe von 1,2 Stellplätzen je 100 m² BGF (ohne VF) ergibt sich ein 
Bedarf von 33,6 Stellplätzen. Aufgrund der guten ÖPNV-Anbindung ist ein Abzug von 20 % 
möglich. Es ergibt sich also ein Bedarf von 26,9 Stellplätzen oder 27 ganzen Stellplätzen. 

Bei voller Ausschöpfung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bau-
weise und den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine rechnerische Geschossflächen-
zahl (GFZ) von rund 1,7 möglich. Dies entspricht einer BGF [R] oberirdisch von insgesamt 
rund 6.100 m². Zieht man hiervon die Kita im Erdgeschoss mit einer BGF von maximal 1.200 
m² ab, verbleiben für das Wohnen 4.900 m² bzw. ca. 4.410 m² (ohne VF). Es ergibt sich ein 
Bedarf von 52,9 Stellplätzen. Nach Abzug des ÖPNV-Bonus von 20 % verbleiben 42,3 Stell-
plätze bzw. 43 ganze Stellplätze.   

Für Kita und Wohnen erhöht sich der Stellplatzbedarf also von insgesamt 34 Stellplätzen auf 
voraussichtlich maximal 52 Stellplätze. Dies entspricht einer Differenz von 18 Stellplätzen. 
Aufgrund der damit verbundenen – bezogen auf das gesamte Wohngebiet – relativ geringen 
Vergrößerung des Quell- und Zielverkehrs wurde von der Erarbeitung eines Verkehrsgutach-
tens abgesehen. Dennoch wurde durch das Verkehrsplanungsbüro BSV aus Aachen eine 
Stellungnahme erarbeitet, um grundlegende Aussagen zur verkehrlichen Abwicklung der nut-
zungsspezifischen Bring- und Abholverkehre der Kita vorzulegen. Diese kommt zu dem Er-
gebnis, dass bei günstigen Rahmenbedingungen, verstärkt durch entsprechende Ansprache 
der Eltern durch die Leitung der Einrichtung, die Verkehrsmittelwahl der Eltern positiv beein-
flusst und der Anteil derjenigen, die ihre Kinder mit dem Auto bringen und abholen deutlich 
reduziert werden können. Der Standort bietet hierfür grundsätzlich gute Voraussetzungen. 
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Konflikte innerhalb der angrenzenden bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen in Folge der 
Unterbringung des hinzukommenden ruhenden Verkehrs sind nicht zu erwarten, da die nut-
zungsbedingt erforderlichen Stellplätze innerhalb der privaten Grundstücksflächen herzustel-
len sind. Der Nachweis dazu ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu führen. 

Zu VIII. (Verkehrs- und Parksituation) 

Die gemäß Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen erforderlichen Stellplätze werden im Rah-
men des Vorhabens realisiert. Parkflächen für Bring- und Holverkehr sowie Stellplätze für die 
Mitarbeiter*innen der Kita sollen im Vorbereich der Kita umgesetzt werden. Zusätzlich sind in 
der geplanten Erschließungsstraße öffentliche Parkplätze vorgesehen.  

Die geplante Erschließungsstraße ist zweispurig vorgesehen und entspricht den üblichen 
Maßen der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraße (RASt 06). 

Siehe auch „zu VII. (Verkehrs- und Parksituation)“. 

Zu IX. (Geförderter Wohnungsbau) 

Die Aussage, mit dem vorliegenden Bebauungsplan werde kein geförderter Wohnraum ge-
schaffen, ist nicht korrekt. Wie bereits im Erläuterungstext zum Aufstellungsbeschluss unter 
Abschnitt 7 (Planung, Städtebauliches Konzept) beschrieben wird, ist ein Anteil an geförder-
tem Wohnungsbau vorgesehen. Durch die Erhöhung der Geschossigkeit auf fünf mögliche 
Geschosse soll mehr Wohnraum entstehen als bisher möglich.  

Neben dem geförderten Wohnungsbau leistet auch die geplante Kita einen sozialen Beitrag.  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in allen Punkten nicht gefolgt.   
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A 4 Bürger*in 
 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Siehe Abwägungsvorschläge zu den vorgenannten Äußerungen A 3 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in allen Punkten nicht gefolgt.   
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A 5 Bürger*in 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Aussage, es handele sich nicht um eine Innenbereichsplanung, wird widersprochen. Da 
es sich bei dem Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans 279/II „Opladen – 
Kita und Wohnen westlich Sandstraße“ um den Teil eines bereits rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplanes (Nr. 126/II „Sandstraße“) handelt, handelt es sich sehr wohl um einen Innenbe-
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reich, keinen Außenbereich. Dementsprechend soll der Bebauungsplan Nr. 279/II als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) aufgestellt werden.  

Aufgrund des bereits vorliegenden rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 126/II kann hier 
keine Planung gemäß § 34 BauGB erfolgen, sondern es ist – aufgrund der geänderten Rah-
menbedingungen – eine Bebauungsplanänderung bzw. die Neuaufstellung eines Bebau-
ungsplans erforderlich.  

Bei der durchgeführten Beteiligung handelt es sich nicht – wie in der Äußerung formuliert – 
um die Offenlage, sondern um die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit nach § 13a (3) 
S. 1 Nr. 2 BauGB. Diese wurde durchgeführt, obwohl gemäß § 13a (2) S. 1 Nr. 1 BauGB in 
Verbindung mit § 13 (2) S. 1 Nr. 1 BauGB im Beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) BauGB abgesehen 
werden kann. Der Vorwurf der Unzulässigkeit und der fehlenden Begründung wird daher zu-
rückgewiesen.  

Die Planung erfolgt im Teilbereich eines bereits rechtsverbindlichen Bebauungsplans. Die 
dort geplanten Nutzungen sind auch nach dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan bereits 
grundsätzlich zulässig. Im Umfeld befindet sich bereits heute eine Wohnbebauung mit ähnli-
chen oder sogar größeren Distanzen zu den nächsten Versorgungseinrichtungen des tägli-
chen Bedarfs. In unmittelbarer Nähe des Plangebiets an der Sandstraße befindet sich mit 
den beiden Bushaltestellen „Im Staderfeld“ und „Ulrichstraße“ der beiden Linien 253 und 255 
eine ÖPNV-Anbindung an den Chempark sowie das Leichlinger, Opladener und Leverkuse-
ner Zentrum mit Verknüpfungen zu den dortigen Schienennahverkehrshalten. In den Haupt-
verkehrszeiten verkehren hier vier Busse je Richtung und Stunde.  

Der in der Äußerung genannte Anstieg des motorisierten Individualverkehrs und dessen ver-
trägliche Abwicklung werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens durch ein Verkehrs-
gutachten untersucht. Ein Verstoß gegen das städtische Mobilitätskonzept ist hier nicht er-
kennbar.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II waren Flächen für eine 3-
gruppige ebenerdige Kita vorgesehen. Bei einer in den 1980er Jahren üblichen Gruppen-
größe von rund 25 Kindern ergeben sich daraus 75 Betreuungsplätze. Nach derzeit gültiger 
Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen ergibt sich daraus ein Gesamtbedarf von 6,3 Stell-
plätzen (1 Stellplatz je 12 Kinder), also 7 ganzen Stellplätzen. 

Bei heutiger Annahme und Planung von 5 Gruppen à 20 Kinder ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 100 Kindern. Daraus ergibt sich ein Stellplatzbedarf von 8,3 Stellplätzen, also 9 ganzen 
Stellplätzen.  

Nach dem bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II war innerhalb des Plange-
biets des Bebauungsplans Nr. 279/II eine BGF [R] oberirdisch Wohnen von rund 3.114 m² 
möglich. Abzüglich geschätzten 10 % für Verkehrsflächen (VF) ergibt sich daraus ein Wert 
von 2.803 m². Bei der Vorgabe von 1,2 Stellplätzen je 100 m² BGF (ohne VF) ergibt sich ein 
Bedarf von 33,6 Stellplätzen. Aufgrund der guten ÖPNV-Anbindung ist ein Abzug von 20 % 
möglich. Es ergibt sich also ein Bedarf von 26,9 Stellplätzen oder 27 ganzen Stellplätzen. 
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Bei voller Ausschöpfung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bau-
weise und den überbaubaren Grundstücksflächen ist eine rechnerische Geschossflächen-
zahl (GFZ) von rund 1,7 möglich. Dies entspricht einer BGF [R] oberirdisch von insgesamt 
rund 6.100 m². Zieht man hiervon die Kita im Erdgeschoss mit einer BGF von maximal 1.200 
m² ab, verbleiben für das Wohnen 4.900 m² bzw. ca. 4.410 m² (ohne VF). Es ergibt sich ein 
Bedarf von 52,9 Stellplätzen. Nach Abzug des ÖPNV-Bonus von 20 % verbleiben 42,3 Stell-
plätze bzw. 43 ganze Stellplätze.   

Für Kita und Wohnen erhöht sich der Stellplatzbedarf also von insgesamt 34 Stellplätzen auf 
voraussichtlich maximal 52 Stellplätze. Dies entspricht einer Differenz von 18 Stellplätzen. 
Aufgrund der damit verbundenen – bezogen auf das gesamte Wohngebiet – relativ geringen 
Vergrößerung des Quell- und Zielverkehrs wurde von der Erarbeitung eines Verkehrsgutach-
tens abgesehen. Dennoch wurde durch das Verkehrsplanungsbüro BSV aus Aachen eine 
Stellungnahme erarbeitet, um grundlegende Aussagen zur verkehrlichen Abwicklung der nut-
zungsspezifischen Bring- und Abholverkehre der Kita vorzulegen. Diese kommt zu dem Er-
gebnis, dass bei günstigen Rahmenbedingungen, verstärkt durch entsprechende Ansprache 
der Eltern durch die Leitung der Einrichtung, die Verkehrsmittelwahl der Eltern positiv beein-
flusst und der Anteil derjenigen, die ihre Kinder mit dem Auto bringen und abholen deutlich 
reduziert werden können. Der Standort bietet hierfür grundsätzlich gute Voraussetzungen. 

Konflikte innerhalb der angrenzenden bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen in Folge der 
Unterbringung des hinzukommenden ruhenden Verkehrs sind nicht zu erwarten, da die nut-
zungsbedingt erforderlichen Stellplätze innerhalb der privaten Grundstücksflächen herzustel-
len sind. Der Nachweis dazu ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu führen. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich nicht um Außenbereichsflächen, sondern um ein bereits 
rechtsverbindlich festgesetztes Baugebiet. Die Flächen können daher im planungsrechtli-
chen Sinne nicht mehr als Ackerflächen betrachtet werden. Dennoch wurde z.B. im Rahmen 
einer artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP, Stufe 1) untersucht, ob planungsrelevante Arten 
betroffen sind. Diese kommt zu dem Ergebnis, dass bei Einhaltung der in der Untersuchung 
genannten und in den Bebauungsplan aufgenommenen Hinweise Verbotstatbestände nach 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ausgeschlossen werden können. Diese beinhal-
ten zum einen zeitliche Vorgaben zur Baufeldfreimachung und zum anderen Hinweise zur 
Beleuchtung. 

Aufgrund der bereits vorgenannten rechtsverbindlichen Ausweisung als Baugebiet können 
die Flächen auch nicht mehr als Kaltluftentstehungsgebiete betrachtet werden. Um die Be-
einträchtigungen der klimatischen Verhältnisse im Plangebiet und dessen Umfeld durch die 
anstehende Planung zu vermindern, wurden im Rahmen des Bauleitplanverfahrens Möglich-
keiten zur Anpassung an den Klimawandel sowie Maßnahmen zur Begrenzung möglicher 
Auswirkungen auf den Klimawandel untersucht. Demnach soll auf Grundlage der planungs-
rechtlichen Festsetzungen der ruhende Verkehr zum überwiegenden Teil innerhalb der ge-
planten Tiefgarage untergebracht werden, so dass ein größtmöglicher Verzicht auf oberirdi-
sche Stellplätze erzielt werden kann. Hierdurch kann der Oberflächenversiegelung entgegen-
gewirkt werden. Der obere Abschluss von Tiefgaragen ist zudem intensiv zu begrünen und 
zu bepflanzen. Hierdurch sollen Aufheizungseffekte minimiert und die Verdunstungsrate von 
anfallendem Niederschlagswasser durch die vorhergehende Auffangmöglichkeit in der Vege-
tationsschicht erhöht werden. Die Begrünung der nicht über- oder unterbauten bzw. versie-
gelten Grundstücksflächen bietet auch zukünftig die Möglichkeit zur Kaltluftentstehung.  
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Auch die geplante extensive Dachbegrünung, die Begrünung geschlossener Fassaden von 
überdachten Fahrradabstellanlagen, die Festsetzungen zu Einfriedungen und Eingrünung 
sowie die festgesetzten Baumpflanzungen sorgen durch die Verdunstung von Nieder-
schlagswasser für die Entstehung von Kaltluft und sind somit mikroklimatisch wirksam. Zu-
dem tragen sie zur Erhöhung der Schadstoffabsorption bei. Nicht zuletzt dienen die Bäume 
als Schattenspender an heißen Sommertagen. Darüber hinaus trägt die Festsetzung eines 
Hellbezugswertes für Fassaden von > 40 % zu einer geringeren Aufheizung bei intensiver 
Sonneneinstrahlung bei. Insgesamt kompensieren diese Maßnahmen somit zu einem gewis-
sen Anteil die Verschlechterung der Klimafunktionen durch die Neubebauung.  

Der Eingriff in das Schutzgut Klima ist auf Grundlage der planungsrechtlich berücksichtigten 
Maßnahmen als verträglich anzusehen, da voraussichtlich keine wesentlichen Beeinträchti-
gungen für das Meso- oder Makroklima im Stadtgebiet bewirkt werden. 

Mit dem Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 279/II handelt es sich um ein Grundstück, wel-
ches nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen wird. Daher ist das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser 
grundsätzlich gemäß § 44 LWG NRW in Verbindung mit § 55 (2) WHG ortsnah zu versi-
ckern, zu verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Wie je-
doch im Rahmen eines auf der vorgenannten Baugrunderkundung aufbauenden Hydrogeolo-
gischen Gutachtens aus dem Jahr 2021 nachgewiesen wurde, ist der lokale Untergrund we-
gen der mangelhaften Durchlässigkeit und der möglichen hohen Grundwasserstände 
(Schichten- und Stauwasserlinsen) für eine unterirdische Versickerung (Rigole oder Rohrri-
gole) nicht geeignet. Aus gutachterlicher Sicht kann die Ableitung des auf den Dachflächen 
anfallenden Niederschlagswassers daher nur über das Kanalnetz erfolgen.  

Um hier dennoch für eine Entlastung zu sorgen, ist das Ziel der Planung eine größtmögliche 
Bereitstellung von Flächen, die der Aufnahme- und Verdunstungsfähigkeit von anfallendem 
Niederschlagswasser und damit der möglichen Verringerung und Verzögerung des Wasser-
abflusses dienen sollen. Dies soll durch die Festsetzung der zwingend herzustellenden ex-
tensiven und intensiven Dachbegrünungen erreicht werden. Hierdurch soll, wie bereits ge-
nannt, ein Beitrag zur Minderung der Oberflächenversiegelung und zur Erhöhung der Auf-
fang- und Verdunstungsrate von anfallendem Niederschlagswasser geleistet werden. Durch 
die Herstellung von Dachbegrünungen wird das Wasser zunächst vom Schichtaufbau bis zur 
Wassersättigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen und Verdunstung aus 
dem Schichtaufbau wieder an die Atmosphäre abgegeben. Der Wasserabfluss überschüssi-
gen Wassers erfolgt hierbei mit deutlicher Verzögerung.   

Ein Überflutungsnachweis im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens soll auch für 
Starkregenereignisse entsprechende Retentionsvolumen nachweisen.  

Aus den vorgenannten Gründen ist ein Verstoß gegen des Klimaanpassungskonzept der 
Stadt Leverkusen sowie gegen die Klimaschutzgesetze des Landes NRW und des Bundes 
nicht erkennbar.  

Eine CO2-Bilanz der avisierten Baumaßnahmen ist gesetzlich nicht erforderlich.  
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Die Kita ist nicht, wie in der Äußerung formuliert, dreigeschossig vorgesehen. Im Erläute-
rungstext zum Aufstellungsbeschluss und zur frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit 
war sie noch zweigeschossig geplant (im Erdgeschoss und im 1. Obergeschoss). Mittlerweile 
wurde die Planung dahingehend geändert, dass die Kita lediglich im Erdgeschoss angeord-
net wird.  

Mit der Planung ist ein Anteil an gefördertem Wohnungsbau vorgesehen. 

Für die Behauptung, dass der Bedarf an Kita-Plätzen zum Zeitpunkt der Realisierung des 
Bauvorhabens bereits wieder degressiv ist, gibt es keine sachliche Grundlage. Zumal durch 
das Vorhaben selbst ein eigener Bedarf entsteht.  

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in allen Punkten nicht gefolgt.  
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fentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Wie je-
doch im Rahmen eines auf der vorgenannten Baugrunderkundung aufbauenden Hydrogeolo-
gischen Gutachtens aus dem Jahr 2021 nachgewiesen wurde, ist der lokale Untergrund we-
gen der mangelhaften Durchlässigkeit und der möglichen hohen Grundwasserstände 
(Schichten- und Stauwasserlinsen) für eine unterirdische Versickerung (Rigole oder Rohrri-
gole) nicht geeignet. Aus gutachterlicher Sicht kann die Ableitung des auf den Dachflächen 
anfallenden Niederschlagswassers daher nur über das Kanalnetz erfolgen. 

Um hier dennoch für eine Entlastung zu sorgen, ist das Ziel der Planung eine größtmögliche 
Bereitstellung von Flächen, die der Aufnahme- und Verdunstungsfähigkeit von anfallendem 
Niederschlagswasser und damit der möglichen Verringerung und Verzögerung des Wasser-
abflusses dienen sollen. Dies soll durch die Festsetzung der zwingend herzustellenden ex-
tensiven und intensiven Dachbegrünungen erreicht werden. Hierdurch soll, wie bereits ge-
nannt, ein Beitrag zur Minderung der Oberflächenversiegelung und zur Erhöhung der Auf-
fang- und Verdunstungsrate von anfallendem Niederschlagswasser geleistet werden. Durch 
die Herstellung von Dachbegrünungen wird das Wasser zunächst vom Schichtaufbau bis zur 
Wassersättigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen und Verdunstung aus 
dem Schichtaufbau wieder an die Atmosphäre abgegeben. Der Wasserabfluss überschüssi-
gen Wassers erfolgt hierbei mit deutlicher Verzögerung.  

Zu 4. Klimaschutz 

Die Anregungen zum Klimaschutz werden zur Kenntnis genommen. Eine Speicherung von 
Niederschlagswasser, z.B. in Form von Zisternen, ist möglich.  

Wie bereits unter „Zu 3. Anschluss Niederschlagswasser“ beschrieben, ist das Ziel der Pla-
nung eine größtmögliche Bereitstellung von Flächen, die der Aufnahme- und Verdunstungs-
fähigkeit von anfallendem Niederschlagswasser und damit der möglichen Verringerung und 
Verzögerung des Wasserabflusses dienen sollen. Dies soll durch die Festsetzung der zwin-
gend herzustellenden extensiven und intensiven Dachbegrünungen erreicht werden. Hier-
durch soll, wie bereits genannt, ein Beitrag zur Minderung der Oberflächenversiegelung und 
zur Erhöhung der Auffang- und Verdunstungsrate von anfallendem Niederschlagswasser ge-
leistet werden. Durch die Herstellung von Dachbegrünungen wird das Wasser zunächst vom 
Schichtaufbau bis zur Wassersättigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen 
und Verdunstung aus dem Schichtaufbau wieder an die Atmosphäre abgegeben. Der Was-
serabfluss überschüssigen Wassers erfolgt hierbei mit deutlicher Verzögerung. Fassadenbe-
grünungen sind im Rahmen des Bebauungsplans zulässig.   

Zu 5. Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 

Auf Grund der Größe des Plangebietes (Grundstücke mit einer abflusswirksamen Fläche > 
800 m²) ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ein Überflutungsnachweis nach DIN 
1986-100 (Ausgabe Juni 2025) zu erarbeiten. Hierdurch soll ein entsprechender Überflu-
tungsschutz um Fall von Starkregenereignissen nachgewiesen werden. Dies wird als Hin-
weis in den Bebauungsplan aufgenommen.  

 

 



 
46 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Äußerung wird in den Punkten 1, 2 zur Kenntnis genommen, im Punkt 3 nicht gefolgt, in 
den Punkten 4 und 5 gefolgt. 
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Zu Untere Bodenschutzbehörde – vorsorgender Bodenschutz 

Die schutzgutbezogenen Informationen werden in die Begründung zum Bebauungsplan auf-
genommen. 

Die Anregung der Erarbeitung eines Konzeptes mit Minderungs- und Vermeidungsmaßnah-
men im Vorfeld des Planvorhabens wird zur Kenntnis genommen. Dieses ist jedoch nicht Be-
standteil des Bebauungsplanverfahrens.  

Mit der Planung ist eine Überbauung des Bodens durch Gebäude und Nebenanlagen sowie 
eine Unterbauung durch eine Tiefgarage verbunden, die über das bisher zulässige Maß der 
baulichen Nutzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans Nr. 126/II hinausgeht.  

Wie bereits im bisher rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II „Sandstraße“, wird als 

Grundflächenzahl (GRZ) das Maß 0,4 festgesetzt. Dies entspricht dem Orientierungswert 
des § 17 BauNVO für ein Allgemeines Wohngebiet (WA). Durch die Ausschöpfung dieses 
Orientierungswertes soll eine effiziente Grundstücksausnutzung gewährleistet werden.  

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von oberirdischen Stellplätzen mit ihren Zufahrten und Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,7 überschritten werden. Dies übertrifft die vom Verord-
nungsgeber vorgegebene Überschreitung von bis zu 50 von Hundert (entspräche in diesem 
Fall einer GRZ von 0,6). Die Erforderlichkeit ergibt sich unter anderem aufgrund der befesti-
gen Anteile der Außenflächen der geplanten Kita.  

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von insgesamt 0,8 überschritten werden. Die vom 
Verordnungsgeber vorgegebene Überschreitung bis zu 50 von Hundert wird hierfür nach 
oben angehoben, da ansonsten die angestrebte flächige Unterbauung mit Tiefgaragen zur 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs nicht möglich wäre. Dies entspricht der bereits im 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 126/II getroffenen Festsetzung, nach der die GRZ 
durch Tiefgaragen unterhalb der Geländeoberkante bis 0,8 überschritten werden kann, wenn 
die nicht überbaubaren Teile dieser Anlage begrünt werden. Auch im vorliegenden Bebau-
ungsplan wird eine Begrünung der nicht überbauten Teile von Tiefgaragen und/oder von un-
terirdischen Gebäudeteilen festgesetzt. Trotz des hohen Grades an Über- bzw. Unterbauung 
des Grundstücks werden nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt reduziert und es wird den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse entsprochen. 

Durch die Begrünung der Dach- und Tiefgaragenflächen sowie der übrigen unbebauten 
Grundstücksflächen wird der hohe Versiegelungsgrad gemindert. Dies dient zum einen der 
Verbesserung des Mikroklimas aufgrund der geringeren Wärmeabstrahlung des Gebäudes. 
Daneben wird auch den Gesichtspunkten der ökologischen Vielfalt und des Artenschutzes 
Rechnung getragen. Darüber hinaus ist eine extensive oder intensive Dachbegrünung ein 
Lieferant von Luftfeuchtigkeit für die Umgebung und leistet einen entscheidenden Beitrag in 
der Rückhaltung von Niederschlagswasser.    
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Dementsprechend geht Boden in diesem Bereich dauerhaft verloren, der nicht mehr für Aus-
tauschvorgänge zwischen Boden und Atmosphäre zur Verfügung steht. Zudem geht der Bo-
den als Standort für die langfristige Entwicklung möglicher Biotope verloren. Dieser Eingriff 
ist bei der geplanten Nutzung lediglich durch eine kompakte Bauform sowie durch Wieder-
aufbau von Boden auf der Tiefgarage zu mindern. Darüber hinaus verbleibende Eingriffe in 
den Boden gelten bei der vorliegenden Innenentwicklung als bereits gegeben oder zulässig, 
so dass eine Kompensation nicht erforderlich ist.  

Zu Umweltvorsorge/Umweltplanung – Klima/Luft 

Die schutzgutbezogenen Informationen werden in die Begründung zum Bebauungsplan auf-
genommen. 

Den Anregungen zur Aufnahme weiterer Maßnahmen zur Reduzierung einer zunehmenden 
thermischen Belastung, aufbauend auf den bereits rechtskräftigen Festsetzungen, wird durch 
die Festsetzung von Dachbegrünung, zusätzlichen Baumpflanzungen und einer Begrünung 
von geschlossenen Fassaden überdachter Fahrradabstellanlagen sowie durch die Festset-
zung eines Hellbezugswertes (> 40 %) für verwendete Farben gefolgt.  

Zu Umweltvorsorge/Umweltplanung – öffentlicher Verkehrslärm 

Der Anregung der Erarbeitung eines schalltechnischen Gutachtens wird gefolgt. Entspre-
chende daraus erfolgende Festsetzungen zum passiven Schallschutz werden in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.  

Zu Untere Wasserbehörde 

Die Hinweise/Anregungen bezüglich wasserwirtschaftlich relevanten Schutzgebieten und der 
Abwasserbehandlung bzw. -ableitung werden zur Kenntnis genommen.  

Mit dem Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 279/II handelt es sich um ein Grundstück, wel-
ches nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen wird. Daher ist das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser 
grundsätzlich gemäß § 44 LWG NRW in Verbindung mit § 55 Abs. 2 WHG ortsnah zu versi-
ckern, zu verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Wie je-
doch im Rahmen eines auf der vorgenannten Baugrunderkundung aufbauenden Hydrogeolo-
gischen Gutachtens aus dem Jahr 2021 nachgewiesen wurde, ist der lokale Untergrund we-
gen der mangelhaften Durchlässigkeit und der möglichen hohen Grundwasserstände 
(Schichten- und Stauwasserlinsen) für eine unterirdische Versickerung (Rigole oder Rohrri-
gole) nicht geeignet. Aus gutachterlicher Sicht kann die Ableitung des auf den Dachflächen 
anfallenden Niederschlagswassers daher nur über das Kanalnetz erfolgen.  

Um hier dennoch für eine Entlastung zu sorgen, ist das Ziel der Planung eine größtmögliche 
Bereitstellung von Flächen, die der Aufnahme- und Verdunstungsfähigkeit von anfallendem 
Niederschlagswasser und damit der möglichen Verringerung und Verzögerung des Wasser-
abflusses dienen sollen. Dies soll durch die Festsetzung der zwingend herzustellenden ex-
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tensiven und intensiven Dachbegrünungen erreicht werden. Hierdurch soll, wie bereits ge-
nannt, ein Beitrag zur Minderung der Oberflächenversiegelung und zur Erhöhung der Auf-
fang- und Verdunstungsrate von anfallendem Niederschlagswasser geleistet werden. Durch 
die Herstellung von Dachbegrünungen wird das Wasser zunächst vom Schichtaufbau bis zur 
Wassersättigung aufgenommen und durch Transpiration der Pflanzen und Verdunstung aus 
dem Schichtaufbau wieder an die Atmosphäre abgegeben. Der Wasserabfluss überschüssi-
gen Wassers erfolgt hierbei mit deutlicher Verzögerung.   

Auf Grund der Größe des Plangebietes (Grundstücke mit einer abflusswirksamen Fläche > 
800 m²) ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ein Überflutungsnachweis nach DIN 
1986-100 (Ausgabe Juni 2025) zu erarbeiten. Hierdurch soll ein entsprechender Überflu-
tungsschutz um Fall von Starkregenereignissen nachgewiesen werden. 

Zu Untere Abfallwirtschaftsbehörde 

Die Hinweise/Anregungen bezüglich Abfallentsorgung werden zur Kenntnis genommen und 
sollen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens berücksichtigt werden. Im Rahmen der 
Planung sind ausreichend groß dimensionierte Stellplätze für Abfallbehälter im Vorbereich 
der Häuser an der Planstraße vorgesehen.   

Zu Untere Immissionsschutzbehörde 

Die Hinweise/Anregungen bezüglich des Immissionsschutzes werden zur Kenntnis genom-
men. Eine entsprechende schalltechnische Untersuchung wurde erarbeitet. Für den Fall, 
dass die genannten schutzbedürftigen Räume in der Kita vorgesehen werden sollen, so er-
folgt ein entsprechender Nachweis des Lärmschutzes im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens.  
 

 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Den Anregungen bezüglich Artenschutz, Klima/Luft, Lärmschutz und Abwasserbehandlung 
bzw. -ableitung wird im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens gefolgt. 

Die Hinweise zum vorsorgenden Bodenschutz und zur Abfallentsorgung werden zur Kennt-
nis genommen, sind jedoch nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens.   

 

 

 

 

 

 


